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Mit den Bestimmungen des § 92a LuftVZO soll eine ausdrückliche Rechtsgrundlage 

 

Eine solche Untersagung stellt einen erheblichen Eingriff in die Nutzungsmöglichkeiten 

des Luftfahrzeugs sowie gegebenenfalls in weitere Rechte des Betreibers dar und 

muss daher den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in besonderem 

Maße genügen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint das bloße Bestehen eines nicht näher 

Grundlage für ein präventives Verbot nicht ausreichend. Ein Verdacht begründet 

zunächst die Notwendigkeit weiterer Gefahrenermittlungen, um festzustellen, ob 

tatsächlich eine luftverkehrsrelevante Gefahr vorliegt. Erst wenn eine solche Gefahr 

hinreichend konkretisiert oder festgestellt ist, kann eine vollständige oder teilweise 

Untersagung des Fluges gerechtfertigt sein. 
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Die Formulierung sollte daher entsprechend angepasst werden. Statt eines bloßen 

Verdachts sollte das Vorliegen eines konkreten Gefahrenverdachts vorausgesetzt 

Gefahrenverdacht besteht, da  
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Bedauerlicherweise stellen wir in der täglichen Praxis zunehmend fest, dass sich 

Drohnen im BVLOS-Betrieb Hubschraubern unserer Mitgliedsunternehmen in 

gefährlicher Weise annähern. Dabei sind häufig keine Anpassungen des 

Flugverhaltens erkennbar, obwohl unbemannte Luftfahrzeuge verpflichtet sind, jedes 

Kollisionsrisiko mit bemannten Luftfahrzeugen zu vermeiden und den Flug zu 

unterbrechen, wenn dessen Fortsetzung eine Gefahr für andere Luftfahrzeuge 

darstellen kann. 

Umgekehrt ist es den Besatzungen bemannter Luftfahrzeuge aufgrund der geringen 

charakteristischen Größe unbemannter Luftfahrzeuge regelmäßig nicht möglich, diese 

rechtzeitig und zuverlässig zu erkennen, um selbst geeignete Ausweichmaßnahmen 

zu ergreifen. 

Die Verantwortung zur Vermeidung von Kollisionen muss daher weiterhin zwingend 

bei den UAS-Fernpiloten verbleiben, wie dies derzeit gesetzlich verankert und geregelt 

ist. Wir beabsichtigen, dieses Problemfeld zeitnah gegenüber der zuständigen 

Luftfahrtbehörde zu adressieren. 

An unserer grundsätzlichen Befürwortung der Neufassung des § 21k LuftVO ändert 

dies jedoch nichts. 

 

 

 

 

 
 


